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INNENMINISTERIUM 
Erlaß des Innenministeriums 

über die Verpflichtung zur Herstellung von 
Stellplätzen und Garagen 

- Garagenerlaß -

V o m 5. August 1966 N r . V 4500/135 

1. Allgemeines 
Die Verordnung über Garagen und Einstellplätze (Reichs­
garagenordnung) vom 17. Februar 1939 (RGB1.I S.219) 
wurde durch § 118 Abs. 1 N r . 17 L B O aufgehoben. A n 
ihre Stelle sind - soweit es sich um Bauordnungsrecht 
handelt - § 69 L B O und die Verordnung des Innenmini­
steriums über Garagen und Stellplätze (Garagenverord­
nung - G a V O -) vom 24.Februar 1965 (Ges.Bl. S.35) 
getreten. M i t der außerordentl ichen Zunahme der Kraft­
fahrzeuge in den vergangenen Jahren werden auch die 
öffentlichen Verkehrsflächen immer mehr durch den 

ruhenden Verkehr belastet. Die durch das Abstellen von 
Kraftfahrzeugen auf öffentlichen Verkehrsflächen hervor­
gerufenen Mißs tände können nicht allein durch Bereit­
stellung größerer öffentlicher Verkehrsflächen behoben 
werden. Eine Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
läßt sich nur erreichen, wenn die bei der Errichtung bau­
licher und anderer Anlagen notwendigen Stellplätze für 
Kraftfahrzeuge hergestellt werden. D i e Baurechtsbehör­
den haben deshalb dafür zu sorgen, daß die in § 69 L B O 
verankerte Verpflichtung des Bauherrn zur Herstellung 
der notwendigen Stellplätze oder Garagen genau einge­
halten wird. 

2. Pflicht zur Herstellung von Stellplätzen oder Garagen 
2.1 Bei der Errichtung baulicher und anderer Anlagen, 

bei denen ein Z u - und Abfahrtsverkehr zu erwarten 
ist, sind geeignete Stellplätze in ausreichender Zahl 
(Nr. 3) und Größe (Nr. 4) herzustellen. Statt der Stell­
plätze können Garagen gestattet werden. Bei der 
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Entscheidung über die Gestattung hat die Baurechts­
behörde zu prüfen, ob die Errichtung von Garagen 
anstelle der Stellplätze mit den Zielen des § 69 LBO 
im Einklang steht. Können diese Ziele nur durch 
Stellplätze erreicht werden, so dürfen Garagen nicht 
gestattet werden. Die Notwendigkeit zur Herstellung 
von Stellplätzen und damit die Ablehnung von Gara­
gen kann sich insbesondere bei den notwendigen 
Stellplätzen für die Besucher solcher Anlagen erge­
ben, in denen sich die Besucher nur kürzere Zeit auf­
halten, wie z.B. Ladengeschäfte, Verwaltungsge­
bäude, Gaststätten u. dgl. 
Die Errichtung von Garagen kann verlangt werden, 
wenn das Arbeiten und Wohnen, die Ruhe und die 
Erholung in der Umgebung dies gebieten, um eine 
erhebliche Störung durch Lärm oder Gerüche zu ver­
meiden (§ 69 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit Abs. 9 
LBO). 
Stellplätze müssen erforderlichenfalls ihrer Zweckbe­
stimmung entsprechend befestigt werden (§ 69 Abs. 8 
LBO). 

2.2 Die Verpflichtung zur Herstellung von Stellplätzen 
oder Garagen gilt auch 
2.21 für bauliche und andere Anlagen, die nur für 

einen vorübergehenden Zweck errichtet werden 
sollen, 

2.22 für öffentliche Bauten, 
2.23 für landwirtschaftliche Wohn- und Betriebsge­

bäude. 
2.3 Wesentliche Änderungen von baulichen und anderen 

Anlagen, bei denen ein Zu- und Abfahrtsverkehr zu 
erwarten ist oder wesentliche Änderungen ihrer Nut­
zung stehen der Errichtung der Anlagen gleich. In 
diesen Fällen bemißt sich die Zahl und die Größe der 
Stellplätze oder Garagen nach der Anlage in ihrem 
neuen Zustand; es werden deshalb auch die von der 
Änderung nicht betroffenen Teile der Anlage, soweit 
durch sie ein Kraftfahrzeugverkehr verursacht wird, 
mit einbezogen. Bereits vorhandene Stellplätze sind 
anzurechnen. Werden bauliche Anlagen oder ihre 
Nutzung nicht wesentlich geändert, so sind nur Stell­
plätze für den durch die Änderung entstehenden zu­
sätzlichen Bedarf herzustellen. 

2.31 Eine Änderung ist dann wesentlich, wenn die 
bauliche Anlage als Ganzes erheblich umgestal­
tet wird, wie z. B. bei einer durchgreifenden Er­
neuerung oder einer erheblichen Veränderung 
des Baukörpers. Für die Annahme einer wesent­
lichen Änderung ist jedoch nicht erforderlich, 
daß sämtliche Teile der baulichen Anlage ge­
ändert werden; entscheidend ist vielmehr, ob 
die Änderung im Verhältnis zum gesamten Bau­
bestand wesentlich ist. Werden nur Teile der 
baulichen Anlage geändert, so kommt es des­
halb auf die Bedeutung der geänderten Teile für 
die Gesamtanlage an. So ist z.B. eine einge­
schossige Aufstockung bei einem Hochhaus 
nicht als wesentliche Änderung anzusehen, wohl 
aber bei einem eingeschossigen Gebäude. 

2.32 Die Änderung der Nutzung einer baulichen An­
lage ist dann wesentlich, wenn die neue Nutzung 

von der bisherigen erheblich verschieden ist, wie 
z. B. bei der Umwandlung von Wohnräumen in 
Gewerbe- oder Büroräume, der Umwandlung 
eines Wohn- und Geschäftshauses in eine Gast­
stätte oder einen Betrieb des Beherbergungsge­
werbes. Eine Nutzungsänderung wird in der 
Regel dann wesentlich sein, wenn für die neue 
Nutzung nach den Richtzahlen für die Ermitt­
lung der Zahl der Stellplätze eine andere lau­
fende Nummer maßgebend ist. 

2.33 Es kommt nicht darauf an, ob für die Änderung 
eine baurecht] iche Genehmigung oder Anzeige 
erforderlich ist; wesentliche Änderungen und 
wesentliche Änderungen der Nutzung im Sinne 
des § 69 Abs. 3 LBO sind nicht stets gleichzu­
setzen mit den Änderungen an oder in Anlagen 
und Einrichtungen und den Nutzungsänderun­
gen im Sinne des § 89 Abs. 2 LBO. 

2.4 Stellplatzverpflichtung für bestehende bauliche An­
lagen 
2.41 Für bestehende bauliche Anlagen kann die Her­

stellung von Stellplätzen oder Garagen ver­
langt werden, soweit dies zum Schutze vor dro­
hender Verletzung von Recht oder Ordnung ge­
boten ist (§ 69 Abs. 5 LBO). Eine Verletzung von 
Recht oder Ordnung kann insbesondere dann 
in Betracht kommen, wenn die auf öffentlichen 
Verkehrsflächen abgestellten Kraftfahrzeuge 
der ständigen Benutzer und Besucher der bau­
lichen Anlage die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehrs erheblich beeinträchtigen, ohne 
daß durch verkehrsregelnde Maßnahmen Ab­
hilfe geschaffen werden kann. 

2.42 In der Regel kann nur die Herstellung von 
Stellplätzen verlangt werden; die Errichtung 
von Garagen kann nur verlangt werden, wenn 
die in § 69 Abs. 9 LBO genannten Erfordernisse 
dies gebieten. 

2.43 Nach § 111 Abs. 2 Nr. 3 LBO kann die Gemein­
de durch örtliche Bauvorschrift bestimmen, daß 
im Gemeindegebiet oder in Teilen des Gemein­
degebiets bei bestehenden baulichen Anlagen 
die Herstellung von Stellplätzen oder von Ga­
ragen erforderlich ist. 

2.44 Für die Lage der Stellplätze oder der Garagen 
gelten § 69 Abs. 6 und 7 LBO. Danach sind die 
Stellplätze oder die Garagen in erster Linie auf 
dem Grundstück der bestehenden baulichen 
Anlage herzustellen, sofern die erforderlichen 
Flächen in geeigneter Größe und Lage vorhan­
den sind. Geeignet sind auch solche Flächen, 
die in zumutbarer Weise durch Aufschüttungen 
oder Abgrabungen und dgl. als Stellplätze her­
gerichtet werden können. Sind geeignete Flä­
chen auf dem Grundstück der bestehenden bau­
lichen Anlage nicht vorhanden und werden die 
Stellplätze auch nicht unter öffentlich-recht­
licher Sicherung auf einem geeigneten Grund­
stück in der Nähe hergestellt, so kann der Stell-
platzverpfiichtete unter den Voraussetzungen 
und nach Maßgabe des § 69 Abs. 7 LBO zu den 
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Kosten für eine von der Gemeinde hergestellte 
Anlage herangezogen werden. 

2.45 Sind für eine bestehende bauliche Anlage im 
Bebauungsplan Flächen für Stellplätze oder 
Garagen als Gemeinschaftsanlagen festgesetzt, 
so richtet sich die Verpflichtung zur Herstellung 
der Gemeinschaftsanlage nach § 75 LBO. 

3. Zahl der Stellplätze und Garagen (Richtzahlen) 
3.1 Die Zahl der notwendigen Stellplätze oder Garagen 

richtet sich nach Lage, Art und Umfang des Bauvor­
habens. Sie ist bis zum Erlaß neuer Richtzahlen nach 
den vorläufigen Richtzahlen der Anlage, die diesem 
Erlaß beigefügt ist, festzulegen. 
3.11 Die Richtzahlen entsprechen dem durchschnitt­

lichen Bedarf und dienen lediglich als Anhalt, 
um die Zahl der herzustellenden Stellplätze 
oder Garagen unter Berücksichtigung der ört­
lichen Verhältnisse im Einzelfall festzulegen. 

3.12 Die Zahl der notwendigen Stellplätze ist über 
die Richtzahlen hinaus zu erhöhen, wenn die 
örtlichen Verhältnisse (z.B. Fremdenverkehr, 
Ausflugsverkehr, Industrie mit großem Arbei­
terpendelverkehr, Kraftfahrzeugindustrie, ab­
gelegene Siedlungen) oder die Art der baulichen 
Anlage dies erfordern. 

3.13 Die sich aus der Nutzfläche eines Gebäudes er­
gebende Zahl der Stellplätze ist zu erhöhen oder 
zu ermäßigen, wenn das Ergebnis im Mißver­
hältnis zu dem Bedarf steht, der sich aus der 
Zahl der Beschäftigten und Besucher sowie aus 
der Art des Betriebes ergibt. 

3.14 Bei der Festlegung der Zahl der Stellplätze ist 
regelmäßig von dem Einstellbedarf für zwei­
spurige Kraftfahrzeuge auszugehen. Für ein­
spurige Kraftfahrzeuge sind bei Bedarf zusätz­
liche Einstellmöglichkeiten vorzusehen. 

3.2 Für Sonderfälle wie Ausstellungsgebäude, Museen, 
Bahnhöfe, Postämter, Friedhöfe u. dgl. ist der Be­
darf an Stellplätzen im Einzelfall festzulegen. 

4. Größe der Stellplätze und Garagen 
4.1 Die Gesamtgröße der Stellplätze und der Garagen 

richtet sich nach der gemäß Nr. 3 ermittelten Zahl 
der Stellplätze und dem Flächenbedarf der abzustel­
lenden vorhandenen und zu erwartenden Fahrzeuge. 

4.2 Ohne Zu- und Abfahrten sind in der Regel folgende 
Flächen zugrunde zu legen: 
4.21 Für Personenwagen eine Fläche von 2,50 x 

5,50 m; 
4.22 für sonstige Kraftfahrzeuge, insbesondere Om­

nibusse, Lastkraftwagen und deren Anhänger 
eine Fläche entsprechend den Ausmaßen des 
Wagens zusätzlich eines seitlichen Sicherungs­
abstandes. 

4.3 Die Ausmaße der Zu- und Abfahrten sowie die Ge­
staltung der Rampen ergeben sich aus §§ 2 und 3 
GaVO. 

5. Erfüllung der Stellplatzverpflichtung 
5.1 Die Landesbauordnung bietet zur Erfüllung der ge­

setzlichen Verpflichtung vier Möglichkeiten: 

5.11 Herstellung auf dem Baugrundstück (vgl. 5.2), 
5.12 Herstellung in der Nähe des Baugrundstückes 

(vgl. 5.3), 
5.13 Herstellung durch die Gemeinde nach § 69 

Abs.7LBO(vgl.5.4), 
5.14 Beteiligung an einer planungsrechtlich festge­

setzten Gemeinschaftsanlage (vgl. 5.5). 
5.2 Herstellung auf dem Baugrundstück 

5.21 Es muß angestrebt werden, die notwendigen 
Stellplätze und Garagen, soweit eine Beteiligung 
an einer planungsrechtlich festgesetzten Ge­
meinschaftsanlage nicht in Betracht kommt 
(vgl. Nr . 5.5), auf dem Baugrundstück selbst 
herzustellen. Alle Möglichkeiten auf dem Bau­
grundstück, auch in den Untergeschossen oder 
Erdgeschossen der Gebäude selbst, müssen ge­
nutzt werden (vgl. auch § 2 Abs. 4 Nr. 2 LBO). 

5.22 Die für die ständigen Benutzer (Bewohner und 
Betriebsangehörige) bestimmten Stellplätze und 
Garagen können auch an Stellen liegen, deren 
Zugänglichkeit besondere Ortskenntnisse vor­
aussetzt. Es bestehen daher keine Bedenken, die 
Stellplätze für diesen Personenkreis z.B. in 
einem nur vom Hofe aus zugänglichen Unter­
geschoß oder auf einer z.B. mit Aufzügen zu 
erreichenden Dachfläche vorzusehen. 

5.23 Die Stellplätze für Besucher sollen dort liegen, 
wo sie leicht gefunden werden können, also z.B. 
vor Gebäuden oder hinter gut sichtbar ange­
legten Durchfahrten. 

5.3 Herstellung in der Nähe des Baugrundstücks 
5.31 Notwendige Stellplätze und Garagen können 

auf einem geeigneten Grundstück in der Nähe 
des Baugrundstücks hergestellt werden, wenn 
a) die Benutzung des Grundstücks für diesen 

Zweck öffentlich-rechtlich gesichert ist 
oder 

b) wenn Festsetzungen eines Bebauungsplans 
der Herstellung auf dem Baugrundstück ent­
gegenstehen. 

5.32 Die Herstellung der Stellplätze oder Garagen in 
der Nähe des Baugrundstücks kann entweder 
auf einem eigenen Grundstück des Bauherrn 
oder auf einem Fremdgrundstück, als Einzelan­
lage oder als private (planungsrechtlich nicht 
festgesetzte) Gemeinschaftsanlage erfolgen. 

5.33 Das Ersatzgrundstück ist dann nicht für die 
Herstellung der Stellplätze und Garagen geeig­
net, wenn nach den baurechtlichen und sonsti­
gen öffentlich-rechtlichen Vorschriften dort 
weder Stellplätze noch Garagen hergestellt wer­
den dürfen, z. B., wenn planungsrechtliche Fest­
setzungen der Herstellung auf dem Grundstück 
entgegenstehen oder das Grundstück nicht 
groß genug oder nicht zweckmäßig zugeschnit­
ten ist, eine Gefährdung der Feuersicherheit 
oder Verkehrssicherheit entsteht oder Ruhe und 
Erholung in der Umgebung durch Lärm oder 
Gerüche gestört werden. 
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5.34 Bei der Prüfung, ob ein Grundstück noch in der 
Nähe des Baugrundstücks liegt, sind insbeson­
dere die Zweckbestimmung der Stellplätze (für 
Bewohner, Beschäftigte, Besucher), die Art des 
Baugebiets, die Verkehrsverhältnisse sowie die 
Verkehrsstruktur des Straßennetzes zwischen 
dem Baugrundstück und dem für die Anlage 
der Stellplätze vorgesehenen Grundstück zu 
beachten. Es ist dabei folgendes zu berücksich­
tigen: 
Der Stellplatz muß vom Baugrundstück aus so 
bequem zu erreichen und so leicht aufzufinden 
sein, daß der Kraftfahrer den Stellplatz auch 
tatsächlich benutzt, ohne nach einem näher bei 
der Anlage gelegenen Parkplatz zu suchen. Im 
allgemeinen kann davon ausgegangen werden, 
daß eine Entfernung zwischen Baugrundstück 
und Stellplatz bei größeren Gemeinden bis zu 
300 m, bei kleineren Gemeinden bis zu 150 m 
von den Kraftfahrern in Kauf genommen wird. 
Maßgebend ist hierbei nicht die Luftlinie, son­
dern der tatsächlich erforderliche Fußweg. 
Diese Entfernungen können jedoch für die Aus­
legung des Begriffs »in der Nähe« nur als An­
halt dienen; maßgebend sind die jeweiligen Ver­
hältnisse des Einzelfalles. Für die ständigen Be­
nutzer der Anlage kann die Entfernung größer 
bemessen werden als für die Besucher der An­
lage. So ist es u. U . vertretbar, bei einem Waren­
haus die Stellplätze für Bedienstete etwa 600 m 
entfernt herzustellen, während bei den Stell­
plätzen für Besucher über eine Entfernung bis 
zu 300 m im allgemeinen nicht hinausgegangen 
werden kann. 

5.35 Die öffentlich-rechtliche Sicherung hat durch 
Baulast (§ 108 LBO) zu erfolgen, sofern die 
Stellplätze oder Garagen nicht durch Beteili­
gung an einer planungsrechtlich festgesetzten 
Gemeinschaftsanlage hergestellt werden (vgl. 
Nr. 5.5). 
Eine Grunddienstbarkeit nach § 1018 BGB, 
eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit 
nach § 1090 BGB oder ein Mietvertrag genü­
gen nicht, da sie im gegenseitigen Einverneh­
men jederzeit wieder aufgehoben werden kön­
nen. 

5.36 Eine öffentlich-rechtliche Sicherung in diesem 
Sinne ist auch notwendig, wenn das in der Nähe 
gelegene Grundstück dem Eigentümer des Bau­
grundstücks gehört, da sonst bei einer Veräuße­
rung des für die Stellplätze oder Garagen vor­
gesehenen Grundstücks die notwendigen Stell­
plätze verloren gingen. 

5.37 Stehen Festsetzungen des Bebauungsplans der 
Herstellung auf dem Baugrundstück entgegen, 
so können Stellplätze und Garagen auch ohne 
öffentlich-rechtliche Sicherung auf geeigneten 
Grundstücken in der Nähe des Baugrundstücks 
hergestellt werden. Die Baurechtsbehörden soll­
ten jedoch - schon im Interesse des Bauherrn -
auch in diesen Fällen auf eine öffentlich -recht­
liche Sicherung hinwirken. 

5.4 Herstellung durch die Gemeinde 
5.41 Die Verpflichtung zur Herstellung der notwen­

digen Stellplätze und Garagen kann auch durch 
Beteiligung an einer von der Gemeinde herzu­
stellenden oder bereits hergestellten Anlage er­
füllt werden (§ 69 Abs. 7 LBO). Voraussetzung 
hierfür ist, daß 
a) die Stellplätze oder Garagen nicht auf dem 

Baugrundstück oder auf einem geeigneten 
Grundstück in der Nähe hergestellt werden 
können, 

b) die Anlage in der Nähe des Baugrundstücks 
hergestellt ist oder wird, 

c) die Gemeinde zustimmt, 
d) der Bauherr sich verpflichtet, die Kosten der 

Anlage in angemessener Höhe zu tragen und 
e) ein den Bedürfnissen des Bauherrn entspre­

chendes Nutzungsrecht eingeräumt wird. 
5.42 Stellplätze oder Garagen können dann nicht 

auf dem Baugrundstück oder in der Nähe her­
gestellt werden, wenn tatsächliche oder recht­
liche Gründe entgegenstehen. 
Ein tatsächlicher Hinderungsgrund kann sich 
z. B. aus außergewöhnlich ungünstigen Gelände­
verhältnissen oder einem vorhandenen Baube­
stand ergeben. Erfordert die Herstellung auf dem 
Baugrundstück höhere Aufwendungen als sie 
sonst üblich sind - z.B. für unterirdische Gara­
gen oder für umfangreiche Erdarbeiten - so ist 
darin in der Regel kein tatsächlicher Hinde­
rungsgrund zu sehen, sofern sich die Aufwen­
dungen bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise 
in einem angemessenen Rahmen halten; maß­
gebend sind die Verhältnisse des Einzelfalles. 
Rechtliche Hinderungsgründe können sich aus 
dem Bauordnungsrecht, insbesondere aus § 69 
Abs. 8 bis 10 LBO ergeben. 

5.43 Es ist nicht erforderlich, daß die Stellplätze oder 
Garagen im Zeitpunkt der Entscheidung über 
den Bauantrag bereits hergestellt sind. Die Er­
füllung der Stellplatzverpflichtung nach § 69 
Abs. 7 LBO setzt jedoch voraus, daß hinrei­
chend konkrete Vorstellungen über die von der 
Gemeinde herzustellenden Anlagen bestehen 
und diese auch in absehbarer Zeit hergestellt 
werden; ein Zeitraum von 3 bis 4 Jahren kann 
dabei als absehbar gelten. 

5.44 Bei der Prüfung, ob die Stellplätze oder Gara­
gen »in der Nähe« des Baugrundstücks herge­
stellt werden, ist Nr. 5.34 zu beachten. 

5.45 Es steht der Gemeinde frei, ob sie ihre Zustim­
mung zur Erfüllung der Stellplatzverpflichtung 
nach § 69 Abs. 7 LBO erteilen will. Es liegt je­
doch im Interesse der Gemeinde, daß insbeson­
dere in den bereits bebauten Gebieten Stell­
plätze geschaffen werden, um die Parkraumnot 
zu lindern. Das Bundesbaugesetz gibt den Ge­
meinden die Möglichkeit, durch Bebauungs­
plan Grundstücke für Stellplätze und Garagen 
(Parkhäuser, Großgaragen) auszuweisen (§ 9 
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Abs. 1 N r . 1 e und h BBauG) . Die Gemeinde ist 
auch eher in der Lage, geeignete Grundstücke 
zu erwerben, notfalls im Wege der Enteignung, 
und Stellplätze oder Garagen selbst herzustel­
len oder herstellen zu lassen. 

5.46 Angemessene Kosten sind in der Regel die vol­
len anteilmäßigen Herstellungskosten ein­
schließlich der Grundstückskosten. Nicht mehr 
angemessen wären dagegen solche Kosten, die 
durch über das notwendige M a ß hinausgehende 
Aufwehdungen der Gemeinde bedingt sind. 
Werden an denselben Stellplätzen mehreren 
Bauherren Nutzungsrechte eingeräumt, so 
sind die Kosten auf die verschiedenen Nutzungs­
berechtigten entsprechend dem Umfang ihres 
Nutzungsrechts zu verteilen. Z u den angemes­
senen Kosten gehören auch die laufenden Be­
triebskosten. 

5.47 Das Nutzungsrecht kann sowohl in F o r m einer 
Baulast als auch in Fo rm eines privaten (ding­
lichen oder schuldrechtlichen) Rechts einge­
räumt werden. Es m u ß jedoch auch hier ge­
sichert sein, daß die notwendigen Stellplätze 
oder Garagen auf Dauer bereitstehen. Diese 
Sicherung läßt sich am besten durch Übernah­
me einer Baulast erreichen. W i r d ein privat­
rechtliches Nutzungsrecht eingeräumt, so m u ß 
die einseitige Lösung des Vertragsverhältnisses 
durch den Bauherrn ausgeschlossen sein, solan­
ge ein Bedürfnis nach § 69 Abs . 2 L B O besteht. 

5.48 Das Nutzungsrecht m u ß den Bedürfnissen des 
Bauherrn entsprechen. Das ist der Fa l l , wenn 
die Stellplätze oder Garagen dem Bauherrn 
dann zur Verfügung stehen, wenn sie zum A b ­
stellen der Kraftfahrzeuge der ständigen Be­
nutzer und der Besucher der Anlage benötigt 
werden. 

Ob die Stellplätze oder Garagen ständig oder 
nur zu bestimmten Zeiten zur Vergfügung ste­
hen müssen und ob demgemäß ein ausschließ­
liches oder ein begrenztes Nutzungsrecht einzu­
räumen ist, hängt von der Ar t der Anlage ab. 
Bei Wohngebäuden müssen Stellplätze in der 
Regel ständig zur Verfügung stehen. Soll die 
Stellplatzverpflichtung für Wohngebäude nach 
§ 69 Abs . 7 L B O erfüllt werden, so kann dies nur 
dadurch geschehen, daß für die einzelnen Bau­
herren entweder bestimmte Plätze oder für 
mehrere Bauherren eine ausreichende Zahl von 
Plätzen ausschließlich zur Verfügung gestellt 
werden. Werden die Stellplätze für in der N ä h e 
befindliche Bauten nach ihrer Zweckbestim­
mung zu verschiedenen Tageszeiten benötigt 
(z .B. Warenhaus und Theater; Bürogebäude 
und Nachtbetriebe), so können an denselben 
Plätzen für die verschiedenen Bauherrn zeitlich 
begrenzte Nutzungsrechte eingeräumt werden. 
A u c h können die Stellplätze oder Garagen, 
solange und soweit sie vom Bauherrn nicht be­
nötigt werden, als öffentlicher Parkraum zur 
Verfügung gestellt werden. Dagegen ist es nicht 

möglich, Stellplätze und Garagen während der 
Zeit, in der sie für die Nutzungsberechtigten be­
nötigt werden, gleichzeitig als öffentlichen 
Parkraum zur Verfügung zu stellen. Es müssen 
deshalb Regelungen angestrebt werden, die 
unter Berücksichtigung des zeitlichen Parkbe­
dürfnisses der Bauherren eine wirtschaftliche 
Ausnutzung der von der Gemeinde hergestell­
ten Anlage ermöglichen. 

5.5 Beteiligung an einer planungsrechtlich festgesetzten 
Gemeinschaftsanlage 

5.51 Sind in einem Bebauungsplan Flächen für 
Stellplätze oder Garagen als Gemeinschaftsan­
lage festgesetzt, so obliegt die Herstellung, 
Unterhaltung und Verwaltung dieser Anlagen 
den Eigentümern der Grundstücke, für die diese 
Anlagen bestimmt sind (§ 75 L B O ) . 

Ist der Bauherr nicht Eigentümer oder Erbbau­
berechtigter, so obliegt ihm die Beteiligung an 
der Herstellung, Unterhaltung und Verwaltung 
der Gemeinschaftsanlage. 

5.52 Eine Erfüllung der Stellplatzverpfiichtung nach 
§ 75 L B O ist nur möglich, wenn die Gemein­
schaftsanlage im Bebauungsplan ausdrücklich 
für bestimmte Grundstücke vorgesehen ist. Ist 
diese Voraussetzung nicht gegeben, so ist bei 
der Beteiligung an einer Gemeinschaftsanlage 
nach N r . 5.3 zu verfahren. 

6.1 Die Verpflichtung zur Herstellung der notwendigen 
Stellplätze oder Garagen entfällt nicht, wenn es dem 
Bauherrn rechtlich oder tatsächlich unmögl ich ist, 
diese Verpflichtung durch Herstellung der Stellplätze 
oder Garagen auf dem Baugrundstück, auf einem in 
der Nähe gelegenen Grundstück, durch Kostenbe­
teiligung nach § 69 Abs. 7 L B O oder nach Maßgabe 
des § 75 L B O zu erfüllen. Die Baugenehmigung kann 
in diesem Falle nur erteilt werden, wenn gleichzeitig 
von der Verpflichtung zur Schaffung von Stellplät­
zen oder Garagen ganz oder teilweise Befreiung ge­
währ t wird. 

6.2 Eine Befreiung nach § 94 Abs. 2 L B O kann nur dann 
in Betracht kommen, wenn nach eingehender Prü­
fung feststeht, daß die Erfüllungsmöglichkeiten der 
Landesbauordnung nicht verwirklicht werden kön­
nen. Die Befreiung bedarf der Zustimmung des Re­
gierungspräsidiums (vgl. § 1 der Verordnung vom 
21.Dezember 1964 - Ges.Bl.S.450 - ) . 

6.3 Einer Befreiung werden häufig öffentliche Belange im 
Sinne des §^94 Abs. 2 L B O entgegenstehen, da die 
Befreiung von der Verpflichtung zur Schaffung von 
Stellplätzen oder Garagen eine erhöhte Inanspruch­
nahme öffentlicher Verkehrsflächen zur Folge hat. 
Entgegenstehende öffentliche Belange können u . U . 
dadurch ausgeräumt werden, daß der Bauherr sich 
gegenüber der Gemeinde durch Vertrag verpflichtet, 
Geldleistungen in angemessener H ö h e zur Herstel­
lung öffentlicher Parkplätze zu erbringen und die 
Gemeinde sich verpflichtet, den Geldbetrag zur 

6. Befreiung 
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Schaffung öffentlicher Parkplätze zu verwenden. 
Werden auf diese Weise öffentliche Parkplätze ge­
schaffen, so trägt dies dazu bei, die allgemeine Sicher­
heit und Leichtigkeit des Verkehrs zu verbessern. 
Damit kann im Einzelfall dem mit § 69 LBO ange­
strebten Ziel Rechnung getragen werden. Zwischen 
den öffentlichen Parkplätzen und dem Baugrund­
stück muß ein räumlicher Zusammenhang bestehen, 
damit die öffentlichen Verkehrsflächen in dem Ge­
biet um das Baugrundstück entlastet werden können. 
Dieser Zusammenhang ist in der Regel dann gege­
ben, wenn der öffentliche Parkplatz in dem Ortsteil 
geschaffen werden soll, in dem das Baugrundstück 
liegt. Außerdem müssen die öffentlichen Parkplätze 
in absehbarer Zeit hergestellt werden. Die Geldlei­
stungen des Bauherrn dürfen nicht für bereits herge­
stellte öffentliche Parkplätze verwendet werden. 
Der Bauherr kann zur Zahlung eines Geldbeitrages 
nicht verpflichtet werden. Die Befreiung von der 
Stellplatzverpflichtung kann jedoch unter der Be­
dingung erteilt werden, daß der Bauherr sich ver­
pflichtet, einen entsprechenden Vertrag mit der Ge­
meinde abzuschließen (vgl. § 94 Abs. 5 LBO). 

6.4 Kann der Bauherr die notwendigen Stellplätze nicht 
nachweisen und sind die Voraussetzungen für die 
Erteilung einer Befreiung nicht gegeben, so muß die 
Baugenehmigung versagt werden, weil das Bauvor­
haben öffentlich-rechtlichen Vorschriften, nämlich 
§ 69 LBO widersprechen würde. 

7. Behandlung des Bauantrages 
7.1 Garagen und Stellplätze sowie die Zu- und Abfahrten 

sind im Lageplan des Bauantrages darzustellen (vgl. 
§ 2 Abs. 4 Nr. 5 und 7 BauVorlVO). 

7.2 Ein Bauantrag, der Stellplätze oder Garagen nicht 
oder nicht in dem erforderlichen Umfang vorsieht, 
ist dem Bauherrn nach § 92 Abs. 2 LBO unter Mit­
teilung der für das Bauvorhaben notwendigen Zahl 
der Stellplätze zurückzugeben. 

7.3 Auf Antrag ist ein Bauvorbescheid nach §91 LBO 
über die Zahl der für ein bestimmtes Vorhaben er­
forderlichen Stellplätze und andere sich aus § 69 LBO 
ergebende Anforderungen zu erteilen. 

7.4 Sollen die notwendigen Stellplätze oder Garagen in 
der Nähe des Baugrundstücks bereitgestellt werden, 
so hat der Antragsteller ferner nachzuweisen, daß 
7.41 das Grundstück für den Verwendungszweck ge­

eignet ist und 
7.42 die Benutzung des Grundstücks für Stellplätze 

oder Garagen durch Baulast gesichert ist. 

7.5 Auch wenn im Bauantrag die notwendigen Stell­
plätze oder Garagen nachgewiesen sind, ist die Ver­
pflichtung zu ihrer Herstellung in die Baugenehmi­
gung aufzunehmen, um nötigenfalls den zwangswei­
sen Vollzug zu erleichtern. Die in die Baugenehmi­
gung aufzunehmende Auflage kann wie folgt gefaßt 
werden: 

»Auf Grund des § 69 LBO sind Stell­
plätze/Garagen herzustellen, und zwar so, wie 
sie im Lageplan vom festgelegt 

sind, der Bestandteil dieser Genehmigung ist. 
Die Stellplätze/Garagen müssen bis zur Schluß­
abnahme fertiggestellt sein.« 

7.6 Bei Bauten, die in mehreren Abschnitten errichtet 
werden sollen, sind bereits bei der Genehmigung des 
ersten Bauabschnittes die Zahl der insgesamt herzu­
stellenden Einsteilplätze zu schätzen und die dafür 
notwendigen Flächen festzulegen. In der für den 
einzelnen Bauabschnitt zu erteilenden Baugenehmi­
gung kann jedoch nur die Herstellung der auf diesen 
Abschnitt entfallenden Stellplätze oder Garagen ver­
langt werden. 

7.7 Soll die Stellplatzverpflichtung nach § 69 Abs. 7 LBO 
erfüllt werden, so hat die Gemeinde in ihrer Stel­
lungnahme nach § 90 Abs. 1 Satz 2 LBO sich darüber 
zu äußern, wann und wo die Stellplätze von ihr her­
gestellt werden; sie hat ferner zu bestätigen, daß dem 
Bauherrn nach Herstellung der Anlage ein seinen 
Bedürfnissen entsprechendes Nutzungsrecht für die 
notwendigen Stellplätze oder Garagen eingeräumt 
wird. 

7.8 Sollen die Stellplätze oder Garagen durch Beteiligung 
an einer nicht planungsrechtlich festgesetzten Ge­
meinschaftsanlage hergestellt werden, so darf die 
Baugenehmigung erst erteilt werden, wenn die Vor­
aussetzungen der Nr. 7.4 gegeben sind und eine Ver­
pflichtungserklärung über die Beteiligung an der 
Gemeinschaftsanlage und über die dauernde Auf­
rechterhaltung der Beteiligung an der Gemeinschafts­
anlage abgegeben worden ist. Diese Verpflichtungen 
des Bauherrn sind in die Baugenehmigung als Auf­
lage aufzunehmen. Die Auflage kann wie folgt gefaßt 
werden: 

»Für das Bauvorhaben sind nach § 69 LBO 
Stellplätze /Garagen nach Maßgabe der 

vom Antragsteller abgegebenen Verpflichtungs­
erklärung vom zu schaffen. Diese 
Erklärung ist Bestandteil der Baugenehmigung. 
Die Stellplätze / Garagen müssen bis zur Schluß­
abnahme hergestellt sein.« 

7.9 Bei öffentlichen Bauten, die dem Zustimmungsver­
fahren nach § 107 LBO unterliegen, hat das Regie­
rungspräsidium darauf zu achten, daß die notwen­
digen Stellplätze oder Garagen hergestellt werden. 
Die Baurechtsbehörden haben sich bei ihrer Stel­
lungnahme in diesen Fällen auch zum Stellplatzbe­
darf zu äußern. Das gleiche gilt für öffentliche Bau­
ten, die in einem Planfeststellungsverfahren festge­
stellt werden. 

7.10 Die Beseitigung von notwendigen Stellplätzen und 
notwendigen Garagen bedarf der Baugenehmigung 
(§ 87 Abs. 1 i .V. mit § 89 Abs. 3 Nr. 3 und 6 LBO). 

8. Der Erlaß des Innenministeriums über die Durchfüh­
rung der Reichsgaragenordnung vom 25. März 1959 
(GABI. S. 161) in der Fassung vom 14. Februar 1962 
(GABI. S. 77) wird hiermit aufgehoben. 

An die Regierungspräsidien, 
Landratsämter, 
Bürgermeisterämter GAB1.S.417 
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Anlage 
RichtzaMen für die Ermittlung der Zabl der Stellplätze gemäß § 3 des Erlasses 

Lfd. 
Nr. Verkehrsquelle Es werden gefordert je ein Stellplatz für 

Wohngebäude 
(Einfamilienhaus, auch mit Einliegerwohnung und als 
Doppel-, Gruppen- oder Reihenhaus, Mehrfamilien­
haus, Appartementhaus) 
Wohnheim 
Altersheim 
Ladengeschäft und Warenhaus 

5 Büroraum, Büro- und Verwaltungsgebäude 

6 Fabrik und Gewerbebetrieb1 

7 Lagerhaus und Lagerplatz 
8 Gaststätte ohne Übernachtungsmöglichkeit2 

9 Hotel und Fremdenheim2 

10 Theater2, Konzerthaus, Variete 
11 Lichtspieltheater, sonstige Versammlungsstätte2 

12 Kirche 
13 Krankenanstalt 
14 Sportstätte 2 

15 Volks- und Mittelschule 
16 Berufsschule, Berufsfachschule, Gymnasium (Ober­

schule) 
17 Fach-, Ingenieur- und Hochschule (Universität) 
18 Landwirtschaftlicher Betrieb 

1 Wohnung 

2-5 Betten 
5-10 Betten 
30-50 m 2 Verkaufsnutzfläche, jedoch mindestens 1 Stell­
platz je Laden 
40-60 m 2 Nutzfläche, jedoch mindestens 1 Stellplatz je 
Einzelbüro 
60-80 m 2 Nutzfläche oder 3 Beschäftigte 
80-100 m 2 Nutzfläche oder 3 Beschäftigte 
5-12 Sitzplätze 
2-8 Betten 
5-10 Sitzplätze 
5-15 Plätze 
10-20 Sitzplätze 
5-10 Betten 
5-20 Besucherplätze 
1 Klassenraum 
5-20 Schüler 

5-10 Studenten 
15 ha Betriebsfläche und für je weitere angefangene 15 ha 
Betriebsfläche 

1 Bei allen dem Kraftverkehr dienenden Betrieben, wie Reparaturwerkstätten, Tankstellen, mit Wagenpflege usw., müssen je nach den beson­
deren Umständen des Einzelfalles höhere Anforderungen an die Schaffung von Stellplätzen gestellt werden. In der Regel werden mindestens 
3 Stellplätze für einen Beschäftigten angebracht sein. 

2 Bei Theatern, Konzertsälen, Versammlungs- und Ausstellungshallen sowie bei Sportstätten von überörtlicher Bedeutung ist neben Stellplätzen 
für Personenkraftwagen auch stets eine ausreichende Anzahl von Stellplätzen für Omnibusse zu fordern. Bei Gaststätten und Übenachtungs-
betrieben können nach Bedarf Omnibusstellplätze gefordert werden. 

Erlaß des Innenministeriums 
zur Durchführung 

der Landeslaufbahnverordnung - LVO -
Vom 6. Juli 1966 Nr.I 3300/250 

1. Allgemeines 
In den §§18 bis 30 des Landesbeamtengesetzes - L B G - vom 
1. August 1962 (Ges.BI. S.89) sind Grundsätze festgelegt, die 
bei der Ordnung des Laufbahnrechts zu beachten sind. 
Diese Grundsätze schreiben zum Teil die in der L V O ge­
troffenen Regelungen - meist auf Grund der den Landes­
gesetzgeber bindenden Vorschriften des Beamtenrechts­
rahmengesetzes - zwingend vor. Zum Teil legen sie nur den 
Rahmen für die in der L V O und in den Ausbildungs- und 
Prüfungsordnungen zu treffenden Regelungen fest, zum 
Teil überlassen sie die Gestaltung des Lauf bahnrechts der 
Landesregierung. Die Grundsätze der §§18 bis 30 L B G 
behandeln aber nicht alle Fragen, die in der L V O und in den 
Ausbildungs- und Prüfungsordnungen zu regeln sind. Es 
reicht aus, im Schriftverkehr nur noch die Bestimmungen 
der Landeslaufbahnverordnung zu zitieren, auch wenn 

diese wörtlich mit den Bestimmungen des B R R G oder des 
L B G übereinstimmen. 

2. Vorbereitungsdienst 
Die erfolgreiche Ableistung des Vorbereitungsdienstes ist, 
soweit sich aus den §§ 33 bis 50 LVO (Laufbahnen besonde­
rer Fachrichtungen) nichts anderes ergibt, Voraussetzung 
für den Erwerb der Befähigung als Laufbahnbewerber. Eine 
Abkürzung des Vorbereitungsdienstes im Einzelfall ist nicht 
zulässig. Dagegen können auf den Vorbereitungsdienst nach 
Maßgabe von § 16 Abs. 2, § 19 Abs. 2, § 24 Abs. 2 und § 29 
Abs. 2 L V O Zeiten einer Tätigkeit innerhalb oder außerhalb 
des öffentlichen Dienstes, die vor der Einstellung liegen, auf 
den Vorbereitungsdienst angerechnet werden. Um spätere 
Schwierigkeiten beim Nachweis über den ordnungsmäßigen 
Erwerb der Befähigung für eine Laufbahn (etwa im Hin­
blick auf § 14 Abs. 2 LBG) zu vermeiden, wird empfohlen, 
die Anrechnung von Zeiten auf den Vorbereitungsdienst 
schriftlich zu verfügen, eine Ausfertigung dieser Verfügung 
dem Beamten auszuhändigen und eine weitere Ausfertigung 
zu den Personalakten des Beamten zu nehmen; dies gilt vor 
allem für die Laufbahnen des einfachen Dienstes, in denen 




